


Rechtslage 
Die Scheidungskonvention ist eine Vereinbarung zwischen den Ehegatten, mit der sie ihre Scheidung und sämtliche Scheidungsfolgen einvernehmlich regeln und die durch das Gericht zu genehmigen ist. 

1. Definition der Scheidungskonvention

Die Scheidungskonvention ist eine Vereinbarung zwischen den Ehegatten, mit der sie ihre Scheidung und sämtliche Scheidungsfolgen einvernehmlich bestimmen. Zu regeln sind insbesondere der nacheheliche Unterhalt, die Verteilung der beruflichen Vorsorge, die Familienwohnung, die Aufteilung des ehelichen Vermögens und – bei gemeinsamen Kindern – das Sorgerecht sowie der Unterhalt. Eine bestehende Trennungsvereinbarung kann Grundlage für die Scheidungskonvention sein (siehe rechtliche Hinweise zur Trennungsvereinbarung). 

Sind sich die Ehegatten umfassend einig, formulieren sie ein gemeinsames Scheidungsbegehren (siehe Ziffer 1 der nachfolgenden Musterscheidungskonvention). Dieses reichen sie zusammen mit der erstellten Scheidungskonvention beim Gericht am Wohnsitz eines der beiden Ehegatten ein (Art. 111 ZGB und Art. 23 Abs. 1 ZPO). Beizulegen sind insbesondere der Familienschein, die Wohnsitzbestätigung (für Ausländer), Lohnausweise, Steuererklärungen, die Auflistung der Lebenshaltungskosten (Wohnkosten, Krankenkassen- und Versicherungsprämien etc.), der Ehevertrag (soweit vorhanden) sowie Bestätigungen von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge. Möglich ist auch, dass die Ehegatten zuerst das Scheidungsbegehren stellen und in der persönlichen Anhörung die Scheidungskonvention mit den Belegen einreichen. 

Das Gericht hört die Ehegatten gemeinsam und getrennt an, gegebenenfalls in mehreren Sitzungen. In den Anhörungen muss sich das Gericht überzeugen, dass die Scheidungskonvention auf freiem Willen und reiflicher Überlegung beruht sowie klar, vollständig und angemessen formuliert ist. Mit der Genehmigung durch das Gericht wird die Scheidungskonvention verbindlich. Nachträgliche Anpassungen sind indes möglich, z.B. hinsichtlich des Ehegattenunterhalts oder der Kinderbelange, soweit sich die Verhältnisse erheblich und dauerhaft ändern (Art. 129 ZGB) bzw. dem Kindeswohle besser gedient ist (z.B. Sorgerecht).

Eine einvernehmliche Scheidung ist auch möglich, wenn sich die Ehegatten nur teilweise über die Scheidungsfolgen einigen können. In diesem Fall reichen sie das gemeinsame Scheidungsbegehren und die unvollständige Scheidungskonvention ein (Teileinigung im Sinne von Art. 112 ZGB). Das Gericht hört die Ehegatten ebenfalls an und versucht, eine vollständige Einigung über die streitigen Scheidungsfolgen zu erreichen. Können sich die Ehegatten nicht einigen, entscheidet das Gericht auf Anträge der Ehegatten und gegebenenfalls nach einer Beweisabnahme über die Scheidungsfolgen. 

Will sich nur ein Ehegatte scheiden lassen, ist die Scheidung auf gemeinsames Begehren nicht möglich. Ein Prozess wird nötig. Bevor der scheidungswillige Ehegatte mit einer Klage die Scheidung verlangen kann, müssen die Ehegatten zwei Jahre ununterbrochen getrennt gelebt haben (Art. 114 ZGB). Diese Frist ist zwingend. Im Klageverfahren kann immer noch eine Einigung über die Scheidungsfolgen erzielt werden. Ansonsten entscheidet der Richter darüber. Im Übrigen wird die Ehe auch gegen den Widerstand des scheidungsunwilligen Ehepartners geschieden, wenn die Trennungszeit eingehalten wurde. Liegen unzumutbare, schwerwiegende Gründe vor, ist das einseitige Scheidungsbegehren ausnahmsweise auch schon vor Ablauf der zweijährigen Frist möglich (Art. 115 ZGB).

2. Inhalt der Scheidungskonvention

Inhalt und Umfang der Scheidungskonvention richten sich nach der Situation sowie Interessenlage der Ehegatten und unterscheiden sich daher im Einzelfall. Für individuelle Regelungen empfiehlt sich eine Rechtsberatung.

Kernelemente der Scheidungskonvention sind:

· Vorname, Name, Adresse der Gesuchsteller

· Angaben zum nachehelichen Unterhalt, Vorsorgeausgleich, Güterrecht und zur Familienwohnung (mit Belegen)

· bei Kindern: Angaben zum Sorge- und Besuchsrecht sowie zum Kindesunterhalt (mit Belegen)

· Datum und eigenhändige Unterschrift der Gesuchsteller 

Die Ehegatten können in der Scheidungskonvention Folgendes vereinbaren (nicht abschliessend):

a) Sorgerecht

Im Falle einer Scheidung hat das Gericht zwingend über das Sorgerecht und den damit zu-sammenhängenden Betreuungsplan (inkl. des Besuchsrechts) zu befinden. Die Eltern kön-nen diesbezüglich einen Antrag stellen, das Gericht ist aber befugt, von diesem Antrag ab-zuweichen. An oberster Stelle bei der Beurteilung steht das Kindeswohl. Das Sorgerecht (Art. 296 ZGB) umfasst Erziehung, Ausbildung und gesetzliche Vertretung des Kindes sowie die Verwaltung seines Vermögens. 

Während der Ehe üben die Eltern die elterliche Sorge gemeinsam aus. Durch richterlichen Entscheid oder durch Entscheid der Kindesschutzbehörde kann die elterliche Sorge einem Elternteil allein zugesprochen werden. 

Nach neuem Recht steht die elterliche Sorge beiden Elternteilen auch nach der Scheidung gemeinsam zu (Art. 298 ZGB). 

Gemeinsames Sorgerecht bedeutet, dass die Eltern alles, was das Kind betrifft, grundsätzlich zusammen regeln. Kein Elternteil hat dabei einen irgendwie gearteten Vorrang oder Stichentscheid. Alltägliche oder dringende Entscheide können aber von dem Elternteil, der das Kind gerade betreut, allein getroffen werden (Art. 301 Abs. 1bis ZGB). Bei der Beurteilung dessen, was alltägliche und dringliche Angelegenheiten sind, gilt ein objektiver Massstab. Es spielt deshalb keine Rolle, was ein Elternteil subjektiv für wichtig oder dringlich erachtet. Schliesslich darf ein Elternteil auch dann allein entscheiden, wenn der andere Elternteil während längerer Zeit auch mit vernünftigem Aufwand nicht zu erreichen ist.

Die elterliche Sorge schliesst auch das Recht ein, den Aufenthaltsort des Kindes zu bestimmen (Art. 301a ZGB). Üben die Eltern das Sorgerecht gemeinsam aus und will ein Elternteil den Aufenthaltsort des Kindes wechseln, so bedarf dies dann der Zustimmung des andern Elternteils, wenn der neue Aufenthaltsort im Ausland liegt oder der Wechsel des Aufenthaltsorts erhebliche Auswirkungen auf die Ausübung des Sorgerechts oder des Besuchs-rechts hat. Kommt es zu keiner Einigung, entscheidet die Kindesschutzbehörde oder – falls auch noch Unterhaltsbeiträge strittig sind – das Gericht.

Das Gericht kann im Scheidungsverfahren die elterliche Sorge einem Elternteil alleine zuteilen, wenn dies zur Wahrung des Kindeswohls nötig ist. Wenn kein Elternteil für die Übernahme der elterlichen Sorge in Frage kommt, bestellt die Kindesschutzbehörde dem Kind einen Vormund. Die Kindesschutzbehörde kann zudem einem Elternteil zur Wahrung der Interessen des Kindes die elterliche Sorge entziehen. Auch Eltern ohne Sorgerecht verfügen aber – auch im Interesse des Kindes-wohls – über bestimmte Rechte.
b) Nachehelicher Unterhalt

Der nacheheliche Unterhalt wird in der Scheidungskonvention festgelegt, meistens in Form einer Rente (siehe Ziffer 4, Variante 2 und deren Zusätze der Musterkonvention). 

Der nacheheliche Unterhalt ist geschuldet, wenn es einem Ehegatten unmöglich oder unzumutbar ist, selbst für seinen Unterhalt und eine angemessene Altersvorsorge zu sorgen (Art. 125 ZGB). Ob dies der Fall ist und in welcher Höhe der Unterhalt gezahlt werden muss, bemisst sich nach verschiedenen objektiven Kriterien, wie z.B. nach dem Einkommen und Vermögen, der beruflichen Ausbildung, noch zu leistenden Kinderbetreuungspflichten, der Ehedauer, der Aufgabenteilung und Lebensstellung während der Ehe, dem Alter, der Gesundheit und den Anwartschaften aus der AHV, beruflicher oder andere Vorsorge. Eine in der Praxis weitverbreitete Methode bezieht sich auf die Berechnung des Existenzminimums und des zu addierenden familienrechtlichen Grundbedarfs. Anschliessend wird der verbleibende Überschuss angemessen verteilt.

Bei der Ausgestaltung des nachehelichen Unterhalts kann variiert werden. Z.B. kann die Höhe des nachehelichen Unterhalts zeitlich gestaffelt werden. Es kann auch vereinbart werden, dass der Unterhaltsbeitrag nach Art. 129 ZGB anzupassen ist, wenn sich die Situation des berechtigten bzw. verpflichteten Ehegatten verbessert oder sich die Situation des Verpflichteten verschlechtert. Ferner ist eine Konkubinats- oder Wiederverheiratungsklausel denkbar, nach der die Zahlungsverpflichtung ändert, wenn der Unterhaltsberechtigte seit einer gewissen Zeit in einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft lebt oder nochmals heiratet (Ziffer 3.7 der Muster-Scheidungskonvention).

Im Übrigen können die Eheleute auch auf den nachehelichen Unterhalt verzichten, z.B. wenn beide finanziell selbständig sind (siehe Ziffer 4, Variante 1 der Musterkonvention).

Vom nachehelichen Unterhalt ist der Kindesunterhalt zu unterscheiden (siehe Ziffer 5 der Musterkonvention). Der Kindesunterhalt ist grundsätzlich bis zur Volljährigkeit, d.h. bis zum 18. Lebensjahr, geschuldet. Die Eltern sind jedoch auch über die Volljährigkeit hinaus zum Unterhalt der Kinder verpflichtet, bis das Kind eine angemessene Ausbildung abgeschlossen hat und dadurch selbständig für seinen Unterhalt aufkommen kann. Beim Unterhalt für volljährige Kinder ist deren Eigenversorgungskapazität (z.B. durch eigenen Lohn) zu berücksichtigen. Der Kindesunterhalt kann abstrakt (prozentual) unter Berücksichtigung des Erwerbseinkommens des Beitragspflichtigen oder konkret, d.h. anhand einer Auflistung des gesamten Bedarfs des Kindes, berechnet werden.

c) Vorsorgeausgleich
Der Ausgleich der beruflichen Vorsorge soll die Aufgabenteilung während der Ehe ausgleichen (siehe Ziffer 4 der Musterkonvention). Dies wird dadurch begründet, dass oftmals lediglich ein Ehegatte einer Vollzeitbeschäftigung nachgeht und entsprechende Einzahlungen in die berufliche Vorsorge tätigt. Der andere Ehegatte nimmt Betreuungs- und Erziehungsaufgaben wahr und hat, wenn überhaupt, ein geringes Einkommen. Werden während der Ehe Einzahlungen in die berufliche Vorsorge getätigt, sind sie bei der Scheidung grundsätzlich auszugleichen. Die Hälfte des Guthabens eines Ehegatten ist dem anderen zu übertragen.

d) Familienwohnung
Eine Scheidung verändert in der Regel die Wohnsituation. Eine passende Vereinbarung kann in der Scheidungskonvention festgehalten werden (Ziffer 5 der Musterkonvention). Sie hängt insbesondere davon ab, ob nur ein Ehegatte auszieht und ob die Familienwohnung gemietet ist oder im alleinigen bzw. gemeinsamen Eigentum der Ehegatten steht. 

Zieht z.B. ein Ehegatte aus der gemeinsam gemieteten Familienwohnung aus und will der andere Ehegatte dort bleiben, ist das Mietverhältnis anzupassen. Der bleibende Ehegatte übernimmt in der Regel alle Rechte und Pflichten des Mietvertrages. Sinn macht auch die Festlegung einer Auszugsfrist des ausziehenden Ehegatten. Die Frist sollte angemessen sein und berücksichtigen, wie schwierig es ist, eine neue Wohnung zu finden. Parallel muss der Vermieter informiert und der Mietvertrag an die neue Situation angepasst werden. Zu beachten ist, dass der ausziehende Ehegatte dennoch solidarisch für den Mietzins bis zu dem Zeitpunkt haftet, in dem das Mietverhältnis vertraglich oder gemäss Gesetz endet, höchstens aber für zwei Jahre (Art. 121 Abs. 2 ZGB). 

Der Auszug eines Ehegatten ist bei einer Scheidung auch üblich, wenn die Familienwohnung im Alleineigentum eines Ehegatten oder im Miteigentum beider Ehegatten steht. Der Alleineigentümer kann z.B. in der Wohnung bleiben, dem ausziehenden Ehegatten dafür eine neue Mietwohnung für eine bestimmte Dauer (mit)finanzieren. Denkbar ist auch, dass der Alleineigentümer auszieht und dem anderen Ehegatten ein befristetes, entgeltliches Wohn- und Benutzungsrecht einräumt. Diese Lösung kann insbesondere für Kinder von Vorteil sein, die nach dem Willen ihrer Eltern in ihrer Wohn- und Schulumgebung bleiben sollen. So kann vereinbart werden, dass das Wohnrecht endet, wenn das jüngste Kind die Volljährigkeit erreicht hat. 

e) Güterrechtliche Auseinandersetzung

Die Scheidung bedingt ferner eine güterrechtliche Auseinandersetzung (siehe Ziffer 6 der Musterkonvention). Diese ist davon abhängig, ob die Ehegatten dem üblichen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung unterliegen (Art. 196 ff. ZGB) oder etwas Abweichendes in einem Ehevertrag festgehalten haben (siehe rechtliche Hinweise zu den Eheverträgen). 

Beim ordentlichen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung ist zwischen Eigengut und Errungenschaft der Ehegatten zu unterscheiden. Eigengut umfasst z.B. die persönlichen Gegenstände und das voreheliche Vermögen, Schenkungen sowie Erbschaften. Errungenschaft sind etwa die Vermögenswerte, die der Ehegatte während der Dauer der Ehe entgeltlich erwirbt, wie z.B. Lohn oder die Erträge aus dem Eigengut (Zinsen, Dividenden etc.). Bei der Auflösung des Güterstandes durch Scheidung behalten beide Ehegatten ihr Eigengut und werden hälftig am Vorschlag des anderen beteiligt.

3. Form der Scheidungskonvention

Da die Scheidungskonvention mit dem Scheidungsbegehren beim Gericht einzureichen ist, muss sie schriftlich festgehalten werden.
Checkliste - Inhalt der Scheidungskonvention

1. Vorname, Name, Geburtsdatum, Heimatort, Wohnadresse der Ehegatten

2. Gemeinsames Scheidungsbegehren
3. Datum und Ort der Hochzeit

4. Nachehelicher Unterhalt (Betrag, Dauer, Bedingungen, Berechnungsbasis)

5. Vorsorgeausgleich

6. Familienwohnung bzw. Aufteilung

7. Güterrechtliche Auseinandersetzung, Ausgleichszahlungen

8. Betreuung der Kinder / Sorgerecht / Unterhaltsbeiträge für die Kinder 

9. Steuerforderungen

10. Kostenaufteilung
11. Teilunwirksamkeit 
12. Unterschrift mit Ort und Datum

Scheidungskonvention

[Hinweis: Diese Konvention basiert teilweise auf der Vorlage des Bezirksgerichts Zürich]

zwischen

Vorname Name
geboren am 
von [Heimatort]

Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Gesuchstellerin"

und

Vorname Name
geboren am 
von [Heimatort]

Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Gesuchsteller"

13. Rechtsbegehren zum gemeinsames Scheidungsbegehren

Wir beantragen dem Gericht gemeinsam die Scheidung unserer am ______ [Datum] in _________ [Ort] geschlossenen Ehe im Sinne von Art. 111 ZGB. 

2. Rechtsbegehren zu den Scheidungsfolgen

Variante 1

Wir beantragen dem Gericht, die nachfolgende umfassende Einigung über die Scheidungsfolgen sei zu genehmigen. 

Variante 2

2.1 Wir beantragen dem Gericht, die nachfolgende Teileinigung über die Scheidungsfolgen sei zu genehmigen. Die Scheidungsfolgen, über die wir uns nicht einigen konnten, seien durch das Gericht zu beurteilen.

2.2 Genehmigt das Gericht einen oder mehrere Teile dieser Scheidungskonvention nicht, sind wir an die anderen Teile der Konvention nicht mehr gebunden. In diesem Falle verlangen wir ebenfalls gemeinsam die Scheidung der Ehe und ersuchen das Gericht, die Vereinbarung als Teileinigung im Sinne von Art. 112 ZGB zu behandeln.

3. Gemeinsame elterliche Sorge

3.1 Die Parteien beantragen dem Gericht, die elterliche Sorge für die Kinder

_____ [Name] geboren am _____ [Datum]


_____ [Name] geboren am _____ [Datum]


_____ [Name] geboren am _____ [Datum]

beiden Eltern gemeinsam zu belassen.

3.2 Die Kinder werden bei der Gesuchstellerin wohnen. Die Parteien haben sich auf einen Betreuungsplan geeinigt. Danach betreut der Gesuchsteller das Kind auf eigene Kosten an _____ [Anzahl] Wochenenden im Monat und zusätzlich an _____ [Anzahl] Tagen pro Woche an seinem Domizil. Ausserdem verbringen die Kinder _____ [Anzahl] Ferienwochen zusammen mit dem Gesuchsteller. Über die Ferien- und Feiertagsplanung sprechen sich die Parteien jeweils rechtzeitig ab. (Ev.: Die weiteren Einzelheiten haben die Parteien in einer separaten Elternvereinbarung geregelt.)

4. Nachehelicher Unterhalt

Variante 1

Wir verzichten gegenseitig auf nachehelichen Unterhalt im Sinne von Art. 125 ff. ZGB.

Variante 2

4.1 Der Gesuchsteller verpflichtet sich, der Gesuchstellerin nacheheliche Unterhaltsbeiträge gemäss Art. 125 ZGB in Höhe von CHF ______ ab Rechtskraft des Scheidungsurteils [Variante: bis ____ [Datum], anschliessend CHF ______ ab ____ [Datum] bis ____ [Datum] etc.] zu bezahlen. Die Beiträge sind monatlich im Voraus, jeweils auf den 1. eines jeden Monats zahlbar.

4.2 Die Änderung der Unterhaltsbeiträge gemäss Ziffer 4.1 richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen in Art. 129 ZGB.

4.3 Dieser Scheidungskonvention liegen folgende finanzielle Verhältnisse zugrunde:

	
	Gesuchstellerin
	Gesuchsteller

	Erwerbseinkommen in CHF, netto
	
	

	Weitere Einkommen in CHF, netto
	
	

	Vermögen in CHF
	
	

	Bedarf in CHF
	
	


4.4 Die Unterhaltsbeiträge basieren auf dem Landesindex der Konsumentenpreise des Bundesamtes für Statistik, Stand Ende _____ [Jahr] von _____ [Anzahl] Punkten. Sie sind jeweils auf den 1. Januar jedes Jahres, erstmals auf den 1. Januar _____ [Jahr], dem Stand des Indexes per Ende November des Vorjahres anzupassen. Die Anpassung erfolgt nach folgender Formel:

	Neuer Unterhaltsbeitrag =
	alter Unterhaltsbeitrag  x  neuer Index

	
	alter Index


Weist der unterhaltspflichtige Gesuchsteller nach, dass sich sein Einkommen nicht im Umfange der Teuerung erhöht, werden die Unterhaltsbeiträge nur proportional zur tatsächlichen Einkommenssteigerung angepasst.

Zusätze zu Variante 2 [Hinweis: Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]

4.5 Es wird festgehalten, dass der gebührende Unterhalt der Gesuchstellerin durch den vereinbarten Unterhaltsbeitrag nicht gedeckt wird. Eine nachträgliche Erhöhung im Sinne von Art. 129 Abs. 3 ZGB bleibt vorbehalten.

4.6 Solange das monatliche Einkommen, exkl. Kinderzulagen, der Gesuchstellerin den Betrag in Höhe von CHF ______ nicht übersteigt, verzichtet der Gesuchsteller auf das Recht, eine allfällige Herabsetzung oder Aufhebung der von ihm geschuldeten Unterhaltsbeiträge zu verlangen. 

4.7 Lebt die Gesuchstellerin mehr als _____ [Anzahl] Monate mit einer anderen erwachsenen Person zusammen, reduziert sich die Zahlungsverpflichtung des Gesuchstellers für die weitere Dauer des Zusammenlebens um CHF _____ [Betrag]. Die Verpflichtung zur Leistung des nachehelichen Unterhalts entfällt vollständig, wenn die eheähnliche Lebensgemeinschaft seit mehr als _____ [Anzahl] Jahre andauert [Variante: wenn die Gesuchstellerin wieder heiratet].

5. Kinderunterhaltsbeiträge

5.1 Der Gesuchsteller verpflichtet sich, an die Kosten des Unterhalts und der Erziehung der Kinder Kinderunterhaltsbeiträge (zuzüglich gesetzlicher und vertraglicher Kinderzulagen) in Höhe von CHF ______ ab Rechtskraft des Scheidungsurteils [Variante: bis ____ [Datum], anschliessend CHF ______ ab ____ [Datum] bis zum ordentlichen Abschluss einer angemessenen Ausbildung der Kinder (auch über die Volljährigkeit hinaus zu bezahlen, solange die Kinder im Haushalt der Gesuchstellerin leben und keine eigenen Ansprüche gegenüber dem Gesuchsteller stellen bzw. keinen anderen Zahlungsempfänger bezeichnen)].

5.2 Die Unterhaltsbeiträge basieren auf dem Betreuungsplan gemäss Ziffer 3.2 hiervor und müssen neu festgesetzt werden, wenn dieser sich ändert. Die Parteien werden diesfalls eine einvernehmliche Lösung anstreben. Ansonsten entsprechen die Zahlungs- und Anpassungsmodalitäten den Vereinbarungen betreffend den nachehelichen Unterhalt.

6. Vorsorgeausgleich

Variante 1 [Hinweis: für Situation, dass beide Ehegatten voll berufstätig sind.]

In Kenntnis der Rechtslage verzichten wir gegenseitig auf den Ausgleich unserer während der Ehe geäufneten Austrittsguthaben aus der beruflichen Vorsorge.

Variante 2 [Hinweis: für Situation, dass ein Ehegatten teilweise oder gar nicht berufstätig.]
6.1 Der Gesuchsteller verpflichtet sich, von seinem während der Ehe geäufneten Austrittsguthaben der Vorsorgeeinrichtung ___________ [Name] den Betrag in Höhe von CHF ______ auf das Freizügigkeitskonto der Gesuchstellerin bei der Vorsorgeeinrichtung ___________ [Name] zu übertragen.

6.2 Wir ersuchen gemeinsam das Gericht, die beteiligten Vorsorgeeinrichtungen entsprechend anzuweisen.

6.3 Die Bestätigung der beteiligten Vorsorgeeinrichtungen über die Höhe der Guthaben und die Durchführbarkeit der Teilung sind dieser Scheidungskonvention angehängt. 

7. Familienwohnung

Variante 1 [Hinweis: gilt für die Familienwohnung im Mietverhältnis.]
7.1 Die Gesuchstellerin übernimmt allein den Mietvertrag für die Familienwohnung an der ________________ [Adresse] mit allen Rechten und Pflichten, unter Einschluss des zugehörigen Mietzinsdepots, mit Wirkung ab __________ [Datum]. 

7.2 Der Gesuchssteller zieht bis spätestens __________ [Datum] aus der Wohnung aus.

7.3 Das Einverständnis des Vermieters zur Änderung des Mietverhältnisses ist dieser Scheidungskonvention angehängt.

Variante 2 [Hinweis: gilt für die Familienwohnung im Alleineigentum eines Ehegatten.]
7.4 Die Familienwohnung an der ________________ [Adresse] steht im alleinigen Eigentum des Gesuchsstellers.

7.5 Die Gesuchsstellerin zieht bis spätestens __________ [Datum] aus der Wohnung aus. Der Gesuchssteller verpflichtet sich, für die neue Wohnung der Gesuchsstellerin bis zum ________ [Datum] einen Betrag in Höhe von CHF _______ zu bezahlen. Die Beträge sind monatlich im Voraus, jeweils auf den 1. jeden Monats zahlbar.

8. Güterrecht [Hinweis: gilt beim ordentlichen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung.]

8.1 Der Gesuchsteller überlässt der Gesuchstellerin das Mobiliar und den Hausrat der Familienwohnung mit Ausnahme seiner persönlichen Effekten sowie folgender Gegenstände zu unbelastetem Eigentum:

· ______________________ [Auflistung der Gegenstände]

8.2 Die Gesuchsstellerin verpflichtet sich, dem Gesuchssteller zur Abgeltung seiner güterrechtlichen Ansprüche eine Ausgleichszahlung in der Höhe von CHF ______ innert 30 Tagen nach Rechtskraft des Scheidungsurteils zu bezahlen.

8.3 Im Übrigen behält jeder von uns, was er bzw. sie zurzeit besitzt bzw. was auf seinem bzw. ihren Namen lautet.

9. Steuerforderungen

Allfällige noch offene Steuerforderungen aus der Zeit der gemeinsamen Veranlagung aus Einkommenssteuer übernehmen wir je zur Hälfte. Wir verpflichten uns zur gegenseitigen Schadloshaltung, falls eine Partei für den internen Anteil der anderen belangt werden sollte. Allfällige Rückerstattungen für die Zeit der gemeinsamen Veranlagung stehen uns je zur Hälfte zu.

10. Grundlagen der güter- und scheidungsrechtlichen Regelung

10.1 Wir versichern, dass wir uns im Rahmen der Konventionsgespräche gegenseitig vollständig über die Einkommens- und Vermögensverhältnisse orientiert haben und dass alle vorhandenen Vermögenswerte in die güterrechtliche Auseinandersetzung einbezogen wurden. 
10.2 Wir nehmen zur Kenntnis, dass das Verheimlichen von Einkommens- oder Vermögensbestandteilen allenfalls die Möglichkeit eröffnet, die vorliegende Scheidungsvereinbarung wegen Irrtums anzufechten (Art. 23 ff. OR).

11. Saldoklausel

Mit Vollzug dieser Scheidungskonvention sind wir in ehe-, scheidungs- und güterrechtlicher Hinsicht vollständig auseinandergesetzt.

12. Kosten- und Entschädigungsfolgen

Variante 1

Wir übernehmen die Gerichtskosten je zur Hälfte und verzichten gegenseitig auf eine Prozessentschädigung. Verlangt die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller eine Begründung des Scheidungsurteils, trägt sie bzw. er die dadurch entstandenen Mehrkosten alleine.

Variante 2

Gerichtskosten und Parteientschädigung werden vom Gesuchsteller [Variante: von der Gesuchstellerin] alleine getragen.

______________________, den 
_____________

Ort

Datum

___________________________




Unterschrift Gesuchsstellerin 

______________________, den _____________

Ort

Datum

___________________________

Unterschrift Gesuchssteller

Anhänge:
· Familienschein

· Wohnsitzbestätigung (für Ausländer)

· Lohnausweise

· Letzte Steuererklärung bzw. letzte Steuerrechnung

· Auflistung der Lebenshaltungskosten, inklusive Belege betreffend Wohnkosten (Mietvertrag), Krankenkassen- und Versicherungsprämien etc.

· Ehevertrag (soweit vorhanden)

· Bestätigung der beteiligten Vorsorgeeinrichtungen [Hinweis: gilt für Variante 2, Ziffer 6.3 der Musterkonvention.]
· Einverständnis des Vermieters zur Änderung des Mietverhältnisses [Hinweis: gilt für Variante 1, Ziffer 7.3 der Musterkonvention.]

